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Jetzt reicht's! 
Der DGB überzieht 
Die Debatte im Deutschen Bundestag und die bisherige Diskussion um den § 116 
AFG zeigen deutlich, daß große Teile des DGB, hauptsächlich aber 
IG-Metall-Funktionäre, die totale Konfrontation mit der Regierung suchen. In 
einem Interview mit der Koblenzer Rhein-Zeitung stellt Heiner Geißler fest: 
Wichtige Leute in der Führung des DGB wollen diese Regierung weghaben. Die 
Mittel, zu denen Teile des DGB bei ihrer Kampagne greifen, zeigen, daß 
Argumente fehlen. Mahnwachen vor den Privatwohnungen von Politikern, 
Gewaltanwendung, Meinungsterror lassen erkennen, daß der DGB eine 
Schliche Auseinandersetzung fürchtet. 

'ch bin sicher, daß mit falschen Informationen und hemmungsloser Agitation die 
Arbeitnehmerschaft nicht zu gewinnen ist. Die deutschen Arbeitnehmer haben sich in 
der Vergangenheit nicht durch falsche Propheten fangen lassen. Sie werden dies auch 
künftig nicht tun. Sie erkennen nämlich, daß maßgebliche DGB-Funktionäre eine 
Sabotage-Politik betreiben, die von der großen Mehrheit der DGB-Mitglieder an der 
°asis jedoch nicht unterstützt wird. 
^ie CDU will und wird das Streikrecht nicht zu Lasten der Arbeitnehmer ändern. Die 
rechtlichen Folgen eines Streikes werden lediglich präzisiert und in wichtigen Fragen 
für die Arbeitnehmer verbessert. 
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Norbert Blüm: Der DGB betreibt 
Wahlkampfhilfe für die SPD 
In der Sondersitzung des Deutschen 
Bundestages am Mittwoch, 5. Februar 
1986, ergriff Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm als erster Redner das 
Wort und führte aus: 

Der § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes 
regelt die Neutralität der Bundesanstalt 
für Arbeit im Arbeitskampf. Durch die 
Gewährung von Arbeitslosengeld darf 
nicht in Arbeitskämpfe eingegriffen wer- 
den. So bestimmt es der alte § 116 aus 
dem Jahre 1969, und genauso heißt es in 
dem Entwurf für einen neuen § 116, den 
wir heute diskutieren. Der § 116 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes regelt nicht das 
Streikrecht, er regelt nicht die Aussper- 
rung, sondern die Neutralität der Bundes- 
anstalt für Arbeit. 
Er ist weder der Streik- noch der Aus- 
sperrungsparagraph, sondern der Neutra- 
litätsparagraph. Er regelt auch nicht das 
Verhältnis der Zahl der Streikenden zur 
Zahl der Ausgesperrten. Er regelt ledig- 
lich die Zahlpflichten der Bundesanstalt 
im Arbeitskampf. 
Die Beiträge, die Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber nach Nürnberg zahlen, brau- 
chen wir, um Arbeitslosigkeit zu bekämp- 
fen und Arbeitslose zu unterstützen. 
Auch die Steuerzahler werden zur Kasse 
gebeten, wenn die Beitragszahlungen für 
diese Aufgabe nicht ausreichen. 1981 
mußte der Bund über 8 Milliarden DM 
zahlen, 1982 7 Milliarden DM, 1983 1,5 
Milliarden DM. Das Geld in der Nürn- 
berger Kasse ist weder das Geld der Ge- 
werkschaften noch das Geld des Arbeit- 
geberverbandes. Deshalb kann es im Ar- 
beitskampf weder für die eine noch für 
die andere Seite eingesetzt werden. Die 

Arbeitslosenversicherung ist eine Versiche- 
rung gegen Arbeitslosigkeit und nicht eine 
Streik- oder Aussperrungsversicherung. 
Streikende — auch das muß festgehalten 
werden — haben deshalb nie Unterstüt- 
zung durch das Arbeitsamt erhalten. Nie! 
So wird es auch bleiben. Das ist gar 
nichts Neues. Wenn es aber richtig und 
unbestritten ist, daß Streikende keine Un- 
terstützung aus Nürnberg erhalten, dann 
können auch jene Arbeiter keine Unter- 
stützung erhalten, für die die Streikenden 
gleich mitstreiken. Ein Stellvertreterstreik 
kann nicht öffentlich subventioniert wer- 
den. 
Es kann nicht richtig sein, wenn die Ge- 
werkschaften mit zwei Gruppen einen Ar- 
beitskampf um das gleiche Ziel führen, 
die eine Gruppe die Gewerkschaft be- 
zahlt und die andere Gruppe die Bundes- 
anstalt für Arbeit. Es wäre auch nicht 
richtig, wenn die Gewerkschaft streikt 
und — nehmen wir ein Beispiel — 7500 
Kolbenarbeiter bezahlt, von denen 98% 
der deutschen Automobilfabrikation ab- 
hängig ist, und eine Million Automobilar- 
beiter und die Arbeiter ihrer Zulieferer 
durch die Bundesanstalt bezahlt werden. 
Das kann niemand mit gutem Gewissen 
wollen. 
Das wäre in der Tat der Höhepunkt einer 
Minimax-Taktik: Mit minimalem Einsatz 
schieben die Gewerkschaften maximale 
Folgen in die allgemeinen Kassen. Das 
kann nicht im Sinne der Kampfparität ge* 
meint sein. 
Die Gewerkschaften können streiken, wie 
sie wollen, aber sie können nicht erwar- 
ten, daß wir für alle Folgen aufkommen. 
Gewerkschaften und Arbeitgeber sind 
nicht nur für Streikende und Ausgesperr- 
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te verantwortlich, sie können auch nicht 
vor den Folgen ihrer Arbeitskampftaktik 
die Augen verschließen und sagen: Dafür 
ist die Allgemeinheit zuständig. Das wäre 
eine Nach-uns-die-Sintflut-Gesinnung, 
und die ist unsolidarisch. 
Unsere Antwort im Hinblick auf die 
Zahlpflichten der Bundesanstalt: Für 
Stellvertreterstreik — so wie bisher — 
kein Geld. Für Arbeitnehmer, die am Er- 
gebnis des Arbeitskampfes nicht partizi- 
pieren, entweder weil sie in einer anderen 
Branche arbeiten oder in derselben Bran- 
che, aber andere Ziele haben, wird es Un- 
terstützung aus Nürnberg geben. 

Noch eine weitere Feststellung — auch 
zur Klärung der öffentlichen Diskussion 
—: Wenn Arbeitgeber überproportional 
aussperren und sich Arbeitnehmer da- 
durch provoziert fühlen, kann ich das 
sehr gut verstehen. Nur wird das nicht 
durch Bezahlung gutgemacht. Eine Sün- 
de wird nicht durch Bezahlung zu einer 
Wohltat. Überproportionale Aussperrung 
wird nicht durch den § 116 geregelt. Sol- 
ehe Fragen müssen die Gerichte regeln. 
Dafür könnten auch neue Vereinbarun- 
gen zwischen den Tarifpartnern eine 
wichtige Hilfe sein. Der § 116 — ich wie- 
derhole mich — kann nur die Frage der 
Bezahlung durch die Bundesanstalt 
regeln, aber nicht das Verhältnis Streik- 
Aussperrung. 
Noch eine weitere Feststellung: Nicht je- 
de Arbeitseinstellung außerhalb des 
Streikgebiets ist eine sogenannte kalte 
Aussperrung. Wo Materialzufuhr wegen 
Streiks im Zulieferbetrieb ausbleibt, gibt 
es nichts zu arbeiten. Das hat noch nichts 
nüt Aussperrung zu tun. Wo allerdings 
der Betrieb zumacht und nur Material- 
mangel vortäuscht, muß der Lohn weiter- 
gezahlt werden. Wir sind gegen Miß- 
brauch auf allen Seiten. 
Gegen Arbeitgebermanipulationen müs- 
sen Gerichte und Arbeitsämter mit aller 

ZDF-Politbarometer 
55 Prozent meinen: 
Die Koalition gewinnt 
Die Forschungsgruppe Wahlen hat 
Mitte bis Ende Januar bei 1000 reprä- 
sentativ ausgewählten Wahlbürgern ei- 
ne Umfrage gemacht. Auf die Frage, 
welche Partei bevorzugen Sie im 
Augenblick (Januar), antworteten: 
SPD 44 v. H. (Dez.: 48 v. H.); CDU/ 
CSU 46 v. H. (44 v. H.); FDP 4 v. H. 
(3 v. H.); Grüne 6 v. H. (5 v. H.). Einen 
wirtschaftlichen Aufschwung sahen 
im Januar 60 v.H. (Nov.: 54 v. H.). Die 
nächste Bundestagswahl wird nach 
Meinung von 55 v. H. (Nov.: 50 v. H.) 
die Koalition gewinnen, SPD sowie 
Grüne: 38 v. H. (Nov.: 43 v. H.). 
Dies ist nicht die sogenannte Sonn- 
tagsfrage. Also nicht die Frage: Was 
Sie denn wählen würden, wären am 
nächsten Sonntag Bundestagswahlen. 
Diese Umfrage ist eine Momentauf- 
nahme, ein Stimmungsbild, gültig für 
den Monat Januar 1986. 

Schärfe vorgehen. Die gesetzlichen 
Grundlagen dazu wollen wir verschärfen. 
Meine Damen und Herren, angesichts ei- 
ner wirklichen Diskussionsverwirrung 
könnte es, glaube ich, hilfreich sein, die 
Geschichte dieses Neutralitätsparagra- 
phen noch einmal in Erinnerung zu ru- 
fen: 

Erste Phase 
Bis 1969 erhielten mittelbar streikbetrof- 
fene Arbeitnehmer gar keine Leistung. Es 
gab nur eine Härteregelung, die frühe- 
stens nach 14 Tagen zum Zuge kam. 
Trotzdem: Das Streikrecht begann nicht 
erst 1969. Wichtige, auch für die soziale 
Entwicklung unseres Landes wichtige 
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Streiks fanden vor 1969 statt: 16 Wochen 
Streik in Schleswig-Holstein für Einfüh- 
rung der Lohnfortzahlung für Arbeiter im 
Krankheitsfall. 

Zweite Phase 
Der Entwurf eines Arbeitsförderungsge- 
setzes, den die Regierung der Großen Ko- 
alition aus CDU/CSU und SPD vorge- 
legt hatte, schrieb diesen Rechtszustand 
fort. — Herr Brandt, ich empfehle diese 
Passage besonders Ihrer Aufmerksam- 
keit. — Er sah vor, daß grundsätzlich an 
mittelbar Betroffene, also von Fernwir- 
kungen des Arbeitskampfes Betroffene, 
überhaupt kein Arbeitslosengeld gezahlt 
wird. Dieser Entwurf ist mit der Unter- 
schrift von Willy Brandt versehen. Nie- 
mand redete von einer Zerschlagung des 
Streikrechts. Keine Demonstrationen der 
IG Metall, keine Protestversammlungen! 
Und wir sind von diesem Standpunkt 
meilenweit entfernt. 

Der Bundesrat verlangte im damaligen 
Gesetzgebungsverfahren die Änderung 
der Vorlage. In der Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dieser Vorlage hieß 
es — und jetzt zitiere ich, weil auch diese 
Antwort, Herr Brandt, Ihre Unterschrift 
trägt —: 
„Die Gewährung von Arbeitslosengeld an 
Arbeitslose, die an einem Arbeitskampf 
nicht selbst beteiligt sind, deren Arbeitslo- 
sigkeit aber durch einen Arbeitskampf ver- 
ursacht ist, würde die Bereitschaft dieser 
Arbeitslosen zur Solidarität stärken und 
damit den Arbeitskampf beeinflussen. Sie 
würde daher ähnlich wie die Gewährung 
an unmittelbar beteiligte Arbeitnehmer die 
Neutralität der Bundesanstalt verletzen, 
deren Mittel von Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern gemeinsam aufgebracht wer- 
den. Die Arbeitslosenversicherung kann zu- 
dem wie jede Schadensversicherung ein 
derartiges Risiko nicht tragen. Bei einem 
Schwerpunktstreik könnten die Mittel der 

Bundesanstalt in wenigen Monaten er- 
schöpft sein. gez. Willy Brandt 
Wenn jetzt jemand sagt, die Verhältnisse 
hätten sich seit damals gewandelt: In der 
Tat, die Folgen eines Schwerpunktstreiks 
sind heute noch weitreichender als da- 
mals. Trotzdem nehmen wir nicht den 
Standpunkt ein, den die Regierung da- 
mals eingenommen hat. 
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
wurde 1969 im Bundestagsausschuß für 
Arbeit unter Vorsitz unseres verehrten 
Kollegen Adolf Müller eine bessere Rege- 
lung gefunden, als sie im Regierungsent- 
wurf vorgesehen war. Danach ruht das 
Arbeitslosengeld nur dann, wenn der 
Arbeitskampf auf eine Änderung der Ar- 
beitsbedingungen der mittelbar betroffe- 
nen Arbeitnehmer abzielt oder die Ge- 
währung den Arbeitskampf beeinflussen 
würde. In diesen Fällen ruht es. In allen 
anderen Fällen wird es gezahlt. 
Nächste Phase 
Schon zwei Jahre nach der Verabschie- 
dung des Gesetzes gab es einen Streit 
über dieses Gesetz — Sie sehen, das ist 
gar nicht neu —, und zwar gab es einen 
Auslegungsstreit. Damals hat die Selbst- 
verwaltung der Bundesanstalt für Arbeit 
einen Beschluß gefaßt, und die Arbeitge- 
ber haben gegen diesen Beschluß geklagt. 
Auch damals hat man die Entscheidun- 
gen der Gerichte nicht abgewartet, son- 
dern hat sich an die Arbeit gemacht und 
eine Anordnung erlassen. Damals wie 
heute Unklarheit, damals wie heute 
Handlungszwang und nicht abwarten, bis 
die Gerichte entscheiden. So neu ist das 
alles nicht — bis auf den einzigen Unter- 
schied: Damals regierte in Bonn die SPD. 
Deshalb waren die Gewerkschaften da- 
mals lammfromm, und heute sind sie pro- 
testwütend. Das ist der einzige Unter- 
schied, so ist es. 
Die Neutralitätsanordnung präzisierte 
dann 1973, zwei Jahre vor der Gerichts- 
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Entscheidung, was mit „abzielen" und 
»beeinflussen" zu meinen sei. Sie hat da- 
mals festgelegt, daß der Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld außerhalb des Kampfge- 
bietes, aber im selben Fachbereich dann 
ruht, also nicht gezahlt wird, wenn nach 
Art und Umfang gleiche Forderungen er- 
hoben werden. Die Neutralitätsanord- 
nung, die das festlegte, wurde mit den 
Stimmen der IG Metali verabschiedet. 
Sie definierte den Stellvertreterstreik und 
sah für den Stellvertreterstreik mit den 
Stimmen der IG Metall keine Leistungen 
vor. Sprecher der IG Metall bezeichneten 
die gefundene Regelung damals als Kom- 
promißregelung, mit der sich durchaus le- 
ben lasse. Unterschied: Damals regierte 

Aufgespießt 
Rau ist ein guter 
Abstauber 
Der ehemalige NR W-Landwirtschafts- 
minister Hans-Otto Bäumer (SPD) kri- 
tisiert den SPD-Kanzlerkandidaten 
Rau. In „Bruder Johannes — Heraus- 
forderer Rau" (Spiegelbuch bei Ro- 
wohlt) nennt er Rau einen „guten Ab- 
stauber". 
Bäumer über den Menschen Rau: „Rau 
ist glücklich, wenn Tante Hedwig und 
Onkel Karl beim Ausrufen seines Na- 
mens einen verklärten Blick bekommen. 
Erfühlt sich dann gestärkt und sicher." 
Säumer über Raus Arbeitsstil: „Keiner 
weiß so richtig, wo es langgehen soll. 
Die Kabinettssitzungen ähneln grup- 
Pendynamischen Prozessen. Er wartet 
°b, wie sich etwas entwickelt und dann 
•setzt er sich an die Spitze der Mehr- 
heitsmeinung. Seine mal floskelhaft, 
mal verbindliche Sprache läßt vieles of- 
fen, und am Ende suggeriert Rau, er al- 
lein habe die Entscheidung getroffen." 

in Bonn die SPD. Damals wurde nicht 
von Geiselnahme der Arbeitnehmer, son- 
dern von einem Kompromiß gesprochen, 
mit dem sich leben lasse. 

Weitere Phase 
Im Zusammenhang mit dem Arbeits- 
kampf um die 35-Stunden-Woche kam es 
zu einem Auslegungsstreit über die Neu- 
tralitätsanordnung. Die Forderung nach 
Einführung der 35-Stunden-Woche war 
im ganzen Metallbereich die gleiche For- 
derung, und deshalb zahlte die Bundes- 
anstalt keine Unterstützung. Sozialgerich- 
te in Hessen bestritten die Gleichheit, 
weil es in den verschiedenen Tarifbezir- 
ken unterschiedliche Nebenforderungen 
neben der Forderung nach Einführung 
der 35-Stunden-Woche gegeben hatte, ob- 
wohl jeder Arbeiter, der gestreikt hatte, 
für die 35-Stunden-Woche auf die Straße 
gegangen war. Dieses Sozialgericht in 
Hessen übersetzte den Begriff „gleich" 
mit „identisch". Da kann ich nur sagen: 
Kein Kommentar hat das bisher getan. 
Und wenn Identität gemeint gewesen wä- 
re, hätte man auch gleich schreiben kön- 
nen, es wird immer gezahlt; denn Identi- 
tät läßt sich durch Variation leicht auflö- 
sen. 
In Bremen wurde zwar akzeptiert, daß 
die Anordnung mit „gleich" nicht „iden- 
tisch" gemeint habe, aber Bremen äußer- 
te im ersten Verfahren Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Neutralitätsanord- 
nung. 
Jetzt frage ich Sie: Was muß eine verant- 
wortliche Regierung tun: entweder die 
Neutralitätsanordnung durch eine An- 
ordnung ersetzen, die nicht mehr ange- 
zweifelt wird, oder die notwendige Klar- 
stellung, wenn das wegen mangelnden 
Konsenses in der Anordnung nicht ge- 
lingt, im Gesetz versuchen? 
Es gibt vier Gründe für diesen Hand- 
lungszwang: 
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Erstens. Da es eine Auslegungsdifferenz 
über diese Vorschrift gibt, gibt es Rechts- 
unsicherheit. Ich denke, wir können diese 
Rechtsunsicherheit nicht bis zur letzten 
Klärung in der letzten Instanz bestehen 
lassen. Warum? 

Weil zweitens dies für die Arbeitnehmer 
auch ein großes Risiko bedeutet, worüber 
noch keiner gesprochen hat, da die Sache 
in der ersten Instanz ja gar nicht entschie- 
den ist, sondern die Leistungen lediglich 
unter Vorbehalt ausgezahlt worden sind 
und möglicherweise wieder zurückgezahlt 
werden müssen: 1000 Mark, 2000 Mark. 
Wollt Ihr denn den Arbeitnehmern zu- 
muten, daß sie bei kommenden Arbeits- 
kämpfen bis zur letzten Entscheidung der 
Gerichte immer mit dem Risiko leben 
müssen, daß sie die Leistungen der Bun- 
desanstalt nur unter Vorbehalt bekom- 
men? Was ist daran eigentlich arbeit- 
nehmerfreundlich? 

Drittens. Wenn berechtigte Zweifel an 
der Rechtsgültigkeit der Anordnung beste- 
hen — und sie wurden nicht nur von Bre- 
men, sondern auch von unserem Gutach- 
ter geäußert —, dann wird die Rechtsgül- 
tigkeit nicht durch ein Gericht hergestellt, 
dann müssen wir sie herstellen. Ein Fun- 
dament wird nicht dadurch sicherer, daß 
das Haus renoviert wird. Das Fundament 
muß dann gesichert werden, und das 
machen wir jetzt. Ich will noch einen wei- 
teren Grund hinzufügen: Dieser Grund 
hat schon in der Geschäftsordnungsde- 
batte eine Rolle gespielt. In der Öffent- 
lichkeit wird an einer massiven Desinfor- 
mationskampagne über die angeblichen 
Ziele der Bundesregierung gearbeitet. Ar- 
beiter werden mit Falschmeldungen — 
mit Falschmeldungen! — auf die Barrika- 
den getrieben. Falschmeldungen über un- 
sere angeblichen Absichten sind nur da- 
durch zu korrigieren, daß wir unsere tat- 
sächlichen Absichten schwarz auf weiß in 
ein Gesetzgebungsverfahren einbringen, 

und da muß jeder zur Wahrheit Stellung 
nehmen. 

Die Bundesregierung hat versucht, einen 
Konsens der Sozialpartner über die nöti- 
gen Klärungen herbeizuführen. Hier gibt 
es kein Schnellverfahren. Es geht um ei- 
nen Konsens. Es hat beträchtliche Annä- 
herungen gegeben. Wenn die Gewerk- 
schaften den Fortschritt und ihren Anteil 
daran, der in diesen Gesprächen erreicht 
wurde, jetzt leugnen, dann stellen sie ihr 
eigenes Licht unter den Scheffel. Wir ha- 
ben wichtige Klarstellungen erreicht, die 
auch im Interesse der Arbeitnehmer sind, 
und es gab Gewerkschafter, die diese 
Klarstellung sogar gelobt haben. Inzwi- 
schen scheint das aber zum Betriebsge- 
heimnis des DGB erklärt worden zu sein. 

Ich will deshalb doch noch einmal fest- 
halten, worin die Klarstellungen beste- 
hen. 
Außerhalb des Fachbereichs wird immer 
— immer! — Kurzarbeitergeld bezahlt. 
Das stand bisher nicht im Gesetz; das er- 
gab sich aus der Anordnung. Aber die 
Anordnung war ja gerade in Zweifel gera- 
ten. Wenn wir das jetzt ins Gesetz schrei- 
ben, ist das mehr Rechtssicherheit für die 
Arbeitnehmer. Und ich wiederhole es, da- 
mit es die Kolleginnen und Kollegen 
draußen hören: Es wird außerhalb des 
Fachbereichs immer gezahlt. Wenn bei- 
spielsweise bei Opel das Blech ausgeht, 
weil bei Hoesch gestreikt wird, erhalten 
die Opelarbeiter weiter Kurzarbeiterun- 
terstützung, ohne Rücksicht darauf, was 
sie fordern, weil sie einem anderen Fach- 
bereich, einer anderen Branche angehö- 
ren. Fragen Sie einmal die Opelarbeiter 
— 5000 sollen es gewesen sein —, wer 
von den 5000 gestern gewußt hat, daß er 
weiter Kurzarbeitergeld bekommt. Ich 
bin sicher, keiner von den 5000 hat es ge- 
wußt, weil die IG Metall wider besseren 
Wissens verschweigt, was in unserem Ge- 
setz steht. Wider besseres Wissen. 
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Wenn bei Thyssen die Stahlproduktion 
ruht, weil gestreikt wird, erhalten die 
Werftarbeiter in Bremen weiterhin ohne 
Rücksicht darauf, was sie fordern, Kurz- 
arbeiterunterstützung, weil sie einer ande- 
ren Branche angehören. Fragen Sie die 
Werftarbeiter in Bremen, die gestern pro- 
testiert haben, ob sie es gewußt haben! 
Nein. Es ist ihnen verheimlicht worden, 
weil es nicht in Ihr Verteufelungskonzept 
Paßt. 

Und wenn bei Mercedes gestreikt wird, 
erhalten die Reifenarbeiter bei Conti, 
Wenn ihnen die Arbeit ausgeht, weiterhin 
eine Leistung, weil sie einer anderen 
Branche angehören. Fragen Sie die Ar- 
beiter in Hannover, ob sie das gewußt ha- 
ben! Auch ihnen wurde das vorenthalten. 
Überhaupt nichts ändert sich für viele Be- 
ziehe, in denen es bundesweite Tarifver- 
träge gibt, beispielsweise in der Druckin- 
dustrie, in der ledererzeugenden Indu- 
strie, im Bauhauptgewerbe, bei Bahn und 
Post, in der Schiffahrt, im Versicherungs- 
gewerbe, bei den Gebietskörperschaften, 
,rn öffentlichen Dienst. Dennoch alle 
Werden auf die Barrikaden geschickt mit 
der Unwahrheit, die Bundesregierung 
Wolle jegliches Kurzarbeitergeld absper- 
ren. Das ist die Unwahrheit! 

Was wir festlegen, ist: Im Kampfgebiet 
g'bt es wie bisher — es ist auch nie gefor- 
dert worden — keine Zahlung. Umstrit- 
len ist nur jener Mittelbereich: In der 
gleichen Branche außerhalb des Fachge- 
bietes ruhen die Leistungen dann, wenn 
gleiche Forderungen gestellt werden, 
Wenn ein Stellvertreterstreik geführt wird. 
Wir haben nur den Begriff Gleichheit ge- 
gen den Identitätsbegriff abgesperrt und 
gesagt, es können nicht alle 30 Forderun- 
gen verglichen werden, sondern es geht 
*|rn die Forderung, für die gekämpft wird, 
^'e Hauptforderung. Das ist die ganze 
Änderung, eine Klarstellung, daß wir nun 
einen Vergleich der Hauptforderung vor- 

Aufgespießt 
Mit der Union vorwärts, 
mit der SPD rückwärts 
Im Januar nächsten Jahres geht es ent- 
weder vorwärts oder rückwärts. Vor- 
wärts mit der Union und rückwärts mit 
der SPD. CDU-Generalsekretär Heiner 
Geißler brachte die Bundestagswahl vor 
der Bonner Presse auf die Kurzformel: 
„Entscheidung zwischen vorwärts und 
rückwärts." 

nehmen und daß mit Gleichheit nicht 
Identität gemeint ist. 
Wegen dieser minimalen Veränderungen 
wird ein Kreuzzug ausgerufen. Da kann 
es nicht um die Sache gehen, da geht es 
entweder um die Ablenkung von gewerk- 
schaftlichen Verlegenheiten oder um 
Wahlkampfhilfe für die SPD. So einfach 
ist das. 
Noch eine wichtige Klarstellung, die den 
Arbeitnehmern ebenfalls vorenthalten 
und die geheimgehalten wurde. Sie kön- 
nen sie in keiner Gewerkschaftszeitung 
lesen. Es handelt sich um die Klarstel- 
lung: Arbeitgeber können den Streik in 
einem anderen Gebiet — also nicht bei 
sich — nicht zum Vorwand nehmen, die 
Arbeit einzustellen, denn die IG Metall 
hat in einer für mich eindrucksvollen Do- 
kumentation dargelegt, die Arbeit sei in 
einer Mehrzahl von Fällen, in denen sie 
wegen angeblichen Materialmangels ein- 
gestellt worden war, sofort bei Streikende 
oder sogar noch früher wiederaufgenom- 
men worden. Da liegt der Verdacht nahe, 
daß die Arbeit entweder zu früh einge- 
stellt oder auch nur unter Vorwand einge- 
stellt wurde. Die Heinzelmännchen konn- 
ten ja das Material nicht inzwischen be- 
schafft haben. 

In unserem Gesetzentwurf wird die Nach- 
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weispflicht für die Arbeitgeber verstärkt, 
daß tatsächlich ein Zusammenhang zwi- 
schen dem Streik und der Kurzarbeit be- 
steht. Außerdem muß eine Stellungnah- 
me des Betriebsrates eingeholt werden. 
Das ist, wie ich glaube, ein Beitrag nach 
jeder Seite hin, die Neutralität zu sichern. 
Wir konnten keine Lösung anbieten, in 
der jeder Beurteilungsspielraum ausge- 
schlossen ist. Das hätte es nur für Ex-   • 
tremlösungen gegeben — Extremlösung: 
es wird nie gezahlt, oder Extremlösung: 
es wird immer gezahlt —; beides wollten 
und konnten wir nicht. Wir haben aber 
Umgehungstatbestände abgeschnitten 
und insofern auch einen Beitrag geleistet, 
die Neutralitätsregelung für Arbeitneh- 
mer und Arbeitgeber berechenbar zu ma- 
chen. 
Falschmeldungen 
Meine Damen und Herren! Ich bin 35 
Jahre lang Mitglied der IG Metall. Aber 
so etwas an Verzerrung, Verteufelung, 
Verunglimpfung habe ich in meiner 
35jährigen Mitgliedschaft in der IG Me- 
tall noch nicht erlebt. Ich will das gerne 
beweisen. Es ist einfach unwahr, wenn 
der DGB so tut, als hätte es in der Ver- 
gangenheit immer Leistungen gegeben 
und als gäbe es das in Zukunft nicht 
mehr. Weder das „immer" noch das „nie" 
stimmt. Es ist eine glatte Unwahrheit, 
wenn der DGB in seinem Referentenma- 
terial vom Dezember 1985 behauptet — 
ich lese es Ihnen vor —: „Kurzarbeiter- 
geld soll kalt ausgesperrten Arbeitneh- 
mern grundsätzlich und überall verwei- 
gert werden". Eine eklatante Unwahrheit. 
Der DGB hat im Gespräch mit der CDA 
die Korrektur dieser Unwahrheit zuge- 
sagt, er hat sie zugegeben, aber im Januar 
die Unwahrheit mit anderen Worten wie- 
derholt. 
Franz Steinkühler hat unseren Entwurf 
schon als Anschlag auf die Verfassung 
verurteilt, als dieser noch gar nicht da 

war. Er konnte sich in seinem Übereifer 
gar nicht halten. Ich wußte noch nicht 
einmal, wie der Entwurf aussieht, da 
wußte er schon, daß er ein Anschlag auf 
die Verfassung sei. Da sieht man den gan- 
zen Fanatismus, mit dem hier gekämpft 
wird. 
Die ÖTV verteilt in Bonn Flugblätter an 
die Bonner, in denen steht, daß im zu- 
künftigen Tarifkampf außerhalb des tat- 
sächlich umkämpften Fachbereiches kein 
Kurzarbeitergeld mehr gezahlt wird. Wer 
es schwarz auf weiß in unserem Gesetzent- 
wurf liest, weiß, daß das Gegenteil richtig 
ist und daß das eine Unwahrheit ist. 
100000 Unterschriften überreichten die 
IG-Metaller am vergangenen Freitag dem 
Bundesrat, 100000 Unterschriften, die 
mit der Behauptung zustande gekommen 
waren, daß es außerhalb des Kampfge- 
bietes in Zukunft kein Kurzarbeitergeld 
mehr geben soll. 
Meine Damen und Herren, ich kann nur 
sagen: Das sind 100000 Arbeitnehmer- 
unterschriften gegen einen Phantomgeg- 
ner. Da sind 100000 Arbeitnehmer mit fal- 
schen Behauptungen zu Unterschriften be- 
wegt worden. Das ist hunderttausendmal 
Arbeiterverdummung, nichts anderes als 
Arbeiterverdummung. 
„Den Anstand wahren" ließ Johannes Rau 
verkünden. Mit der Wahrheit wären wir 
schon zufrieden. 
Ich schlage vor: Johannes Rau soll seine 
Anzeigen so lange in den Gewerkschafts- 
zeitungen veröffentlichen, bis die Gewerk- 
schaften endlich anstelle von Regierungs- 
diffamierung Arbeitnehmerinformation 
setzen. So lange soll er die Anzeigen dort 
erscheinen lassen. 
Die Krone der Falschmeldung — sie ist 
fast humoristisch zu nehmen — fand sich 
allerdings im „Sozialdemokratischen 
Pressedienst" vom 30. Januar 1986. Das 
will ich jetzt zitieren — das muß man sich 
auf der Zunge zergehen lassen —: 
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Als Auswirkung der Neuregelung werden 
künftig wesentlich weniger streikende Ar- 
beitnehmer Kurzarbeitergeld erhalten als 
nach geltendem Recht. 
Ich denke, ich muß zweimal lesen. Nach 
geltendem Recht erhält überhaupt kein 
Streikender Kurzarbeitergeld. Wenn man 
überhaupt kein Geld erhält, kann man 
auch nicht weniger Geld bekommen, 
oder? Null können Sie doch nicht weiter 
reduzieren. Es gab bisher keine Unter- 
stützung. Es kann also auch nicht weniger 
Unterstützung geben. 
Ich will hinzufügen, meine Damen und 
Herren: Wir lassen uns von niemandem 
von der Bahn der Sachlichkeit abbringen, 
schon gar nicht, wenn unsere Gegner mit 
falschen Behauptungen arbeiten. Ich 
würde in der ersten Reihe der Demon- 
stranten mitmarschieren, wenn das stim- 
men würde, was SPD und Gewerkschaf- 
ten über die Regierung behaupten. Inso- 
fern kann ich die Erregung der Arbeit- 
nehmer verstehen. Mein Vorwurf richtet 
Slch nicht an die demonstrierenden Ar- 
beitnehmer; mein Vorwurf richtet sich an 
d'e Verantwortlichen in SPD und Ge- 
werkschaften, die mit falschen Behaup- 
tungen den guten Glauben der Arbeitneh- 
mer mißbrauchen. 
£ur sachlichen Diskussion sind wir jeder- 
zeit bereit. Das Gesetzgebungsverfahren 
bietet dazu Möglichkeiten, Einwände 
vorzutragen, bessere Vorschläge zu ma- 
chen. Der DGB ist wie alle anderen — 
aber ausdrücklich auch der DGB — ein- 
geladen, bessere Vorschläge zu machen, 
konkrete Vorschläge, wie man die Neu- 
tralität besser sichern kann. Unsere Of- 
fenheit, besseren Formulierungen Platz 
2u machen, ist unbegrenzt. Unbeirrt ist je- 
doch auch unsere Entschlossenheit, die 
Neutralität der Bundesanstalt im Arbeits- 
kampf gegen jedermann zu sichern. 

Wir diskutieren heute über die Folgen für 
Jene Arbeitnehmer, die durch Streik oder 

Aussperrung in Mitleidenschaft gezogen 
wurden, obwohl sie selber nicht streiken. 
Wir diskutieren also über die Folgen, 
nicht über die Ursachen. Vielleicht ist 
diese Diskussion auch nur eine Ersatzdis- 
kussion. Das eigentliche Problem kann 
nicht mit der Reparatur der Folgen gelöst 
werden. § 116 kommt überhaupt erst zum 
Zuge, wenn die Ursache Arbeitskampf be- 
reits gewirkt hat. Das ist die Situation, 
wenn das Kind im Brunnen liegt. 
Damit kein Mißverständnis entsteht: Ich 
bin ein energischer Verfechter des Streik- 
rechts. Es gehört zu unseren elementaren 
Freiheitsrechten. 
Aber, so frage ich, hat ein Schwerpunkt- 
streik im Jahre 2000 nicht doch andere 
Auswirkungen als im Jahre 1950? Hat ei- 
ne Aussperrung, auch als Minimax ange- 
setzt, nicht möglicherweise auch weiter- 
reichende Folgen als vor 30 Jahren? Auf 
beiden Seiten wächst die Angst, der je- 
weils andere könnte einen mit wenigen 
Handgriffen schachmatt setzen. Es 
stimmt: Das Potential der Vernichtung 
wächst. Eine Aussperrung, an Schlüssel- 
positionen eingesetzt, wirkt wie ein klei- 
nes brennendes Zündholz, mit dem ein 
großer Flächenbrand entzündet werden 
kann. Ein Streik, an den Schaltstelien der 
Wirtschaft angesetzt, wirkt anders als ein 
Punktstreik vergangener Zeiten. Früher 
war der Punktstreik das Warnsignal, daß 
es jetzt ernst wird. Heute kann er wie ein 
Schneeball wirken, der eine Lawine in 
Gang setzt. Eine verflochtene Wirtschaft 
läßt sich mit geringeren Mitteln aushe- 
ben, als dies in früheren Zeiten der Fall 
war; sie läßt sich von beiden Seiten mit 
geringeren Mitteln ausheben. Wäre es da 
nicht an der Zeit, daß die Tarifpartner 
unter sich neue Spielregeln ausmachen 
und sich durch Vereinbarungen wechsel- 
seitig die Angst nehmen, vom anderen 
vernichtet zu werden? 
Der Staat kann und will nicht an die Stel- 
le der Tarifpartner treten. Er will auch ih- 
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re Arbeitskampfregeln nicht gesetzlich 
festlegen. Aber der Staat ist zuständig da- 
für, wie öffentliches Geld ausgegeben 
wird, denn dieses Geld, das Geld der 
Bundesanstalt, basiert auf gesetzlich fest- 
gelegten Pflichtbeiträgen, denen sich der 
einzelne gar nicht entziehen kann und die 
im Bedarfsfall mit staatlichen Zuschüssen 
ergänzt werden. In der Finanzierung von 
Arbeitskämpfen und ihren Folgen kann es 
deshalb — ich wiederhole das noch ein- 
mal — keine „Minimax"-Arbeitsteilung 
zwischen den Sozialpartnern auf der ei- 
nen Seite und dem Staat auf der anderen 
Seite geben. Das wäre eine bequeme „Mi- 
nimax"-Arbeitsteilung: die Sozialpartner 
bezahlen den minimalen Einsatz, und die 
Allgemeinheit zahlt die riesigen Folgen. 

Die Gewerkschaften bestimmen mit ihrer 
Streiktaktik, wieviel Arbeitnehmer ohne 
Unterstützung aus Nürnberg auskommen 
müssen. Die Gewerkschaften können 
streiken, wie sie wollen, aber sie können 
nicht verlangen, daß alle Streikfolgen 
vom Staat bezahlt werden. Man darf 
nicht an Schlüsselstellen mit wenigen Ar- 
beitnehmern streiken, ohne sich darum zu 
kümmern, daß dann Hunderttausende 
keine Arbeit haben. Auch die Gewerk- 
schaften haben Verantwortung für die 
Folgen ihres Handelns. Das gleiche gilt 
für die Arbeitgeber. Eine rücksichtslose 
Aussperrungspraxis verstößt gegen den 
Geist der sozialen Partnerschaft. Die An- 
griffsaussperrung steht im Widerspruch 
zur Partnerschaft. Von Aussperrung wer- 
den Menschen betroffen, die arbeiten 
wollen. Das unterscheidet Ausgesperrte 
von Streikenden. Das Gebot der Verhält- 
nismäßigkeit setzt der Aussperrung enge 
Grenzen. 

Wir brauchen auf beiden Seiten, bei Ge- 
werkschaften und Arbeitgebern, Augen- 
maß und Verantwortung. Beide Seiten 
brauchen sich. Beide Seiten sind aufein- 
ander angewiesen. Wir brauchen starke, 

funktionsfähige Gewerkschaften und 
starke Arbeitgeberverbände. Beide haben 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten 
gegenüber dem Gemeinwohl. Anstatt auf 
den Gesetzgeber einzuschlagen, sollten 
beide ihre Hausaufgaben erledigen und 
sich über die Beseitigung der Ursachen 
verständigen. Um so leichter haben wir es 
dann, für die Folgen eine befriedigende 
Regelung zu finden 
Der Staat muß die Neutralität der öffentli- 
chen Institutionen wahren. Es wäre eine 
Art von staatspolitischer Feigheit, wenn er 
dieser Aufgabe ausweichen würde, nur weil 
mächtige Verbände zum Widerstand aufru- 
fen. Das wäre die Kapitulation des Staates. 
Der Staat ist kein Versandhaus der Gefäl- 
ligkeiten, und eine Regierung ist nicht die 
Ausführungsbehörde von Arbeitgeberver- 
bänden oder Gewerkschaften. Wir wollen 
den Dialog und die Zusammenarbeit. Die 
Verantwortung kann allerdings niemand 
dem Parlament abnehmen. Deshalb hat 
jetzt das Parlament das Wort. (Bravo! und 
lebhafter, lang anhaltender Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP.) 

Achtung: 
Schon jetzt vormerken! 
Ab ca. 20. Februar gibt es ein neues, 
vierseitiges „CDU extra". Unter dem 
Tenor „Jetzt geht es voran" wird in 
journalistisch attraktiver Form darge- 
stellt, wie sich die Politik der Regie- 
rung Helmut Kohl für jeden Bürger 
auszahlt. 
Planen Sie schon jetzt dieses Massen- 
verteilmittel in Ihre Aktivitäten ein. 
Wichtig: Das „CDU extra" wird zu ei- 
nem besonders günstigen Preis ange- 
boten. 
Bestell-Nr.: 2739 
Mindestbesteilmenge: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 15,— DM 
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DGB trägt die Verantwortung für 
die Misere der „Neuen Heimat" 
Im Rahmen einer Diskussion zur aktu- 
ellen Wirtschaftslage und zur Situa- 
tion der Wohnungswirtschaft hat das 
Präsidium der CDU unter Vorsitz von 
Bundeskanzler Helmut Kohl am 30. 
Januar 1986 in Bonn auch den Kom- 
plex Neue Heimat eingehend erörtert. 
Auf Grund dieser Beratungen erklärt 
der stellvertretende Bundesvorsitzende 
der CDU, Bundesfinanzminister Ger- 
hard Stoltenberg: 

Die öffentliche Diskussion über die Neue 
Heimat hat sich verschärft. In zahlrei- 
chen Publikationen und Stellungnahmen 
werden die Schwierigkeiten des gewerk- 
schaftseigenen Wohnungsbauunterneh- 
rnens immer kritischer erörtert. Nur eine 
offene Darlegung der Tatsachen, Zahlen 
und konkreten Pläne zur Stärkung des 
Unternehmens durch den Deutschen Ge- 
werkschaftsbund als Eigentümer kann 
die Neue Heimat aus dem negativen Um- 
feld von Gerüchten und Spekulation her- 
ausführen. 

Der DGB ist gefordert, unverzüglich alle 
Fakten auf den Tisch zu legen. Zweifellos 
"at die Neue Heimat mit ihrem weitge- 
spannten Netz von Beteiligungen und ih- 
rer gewichtigen Stellung in der Woh- 
nungswirtschaft eine große ökonomische 
und soziale Bedeutung. Ihre Verantwor- 
tung für fast eine Million Mieter nimmt 
den DGB besonders in die Pflicht. 
v'ele mittelständische Unternehmen, Ge- 
nossenschaften, Kreditinstitute und ande- 
re Wohnungsunternehmen stehen mit ihr 
direkt oder indirekt in Verbindung. Der 
UGB und seine Einzelgewerkschaften 
Slr|d als Eigentümer deshalb unabhängig 
v°n allen rechtlichen Konstruktionen ein- 

deutig verpflichtet, der Neuen Heimat 
unverzüglich haftendes Kapital im erfor- 
derlichen Umfang zuzuführen, um die 
sich verstärkende Vertrauenskrise zu 
beenden und dem Unternehmen eine Zu- 
kunftsperspektive zu eröffnen. 

Eigentum verpflichtet. Dieser Grundsatz 
unserer Verfassung muß selbstverständ- 
lich für den Deutschen Gewerkschafts- 
bund gelten. Auch nach sorgfältiger Prü- 
fung bleibt es dabei, daß hierfür die Ver- 
äußerung ertragsstarker Vermögenswerte 
des DGB und seiner weitgespannten Be- 
teiligungsgesellschaften in Milliardenhö- 
he dringend geboten ist. 

Die zuständigen Beschlußorgane des Ei- 
gentümers DGB und — soweit erforder- 
lich — seiner Einzelgewerkschaften soll- 
ten unverzüglich die notwendigen Ent- 
scheidungen treffen, um größere Gefah- 
ren abzuwehren. Noch erscheinen die 
Voraussetzungen für eine Sanierung der 
Neuen Heimat erreichbar. Völlig verfehlt 
ist der von dem DGB-Vorsitzenden und 
Aufsichtsratsvorsitzenden der Neuen 
Heimat, Breit, in den letzten Tagen wie- 
derholt unternommene Versuch, die Ver- 
antwortung für ein solches Sanierungs- 
konzept auf den Staat abzuwälzen oder 
den erforderlichen Beitrag des DGB an 
Entscheidungen anderer binden zu wol- 
len. 

Verfehlt sind die Versuche von SPD-Poli- 
tikern, die Bundesregierung unter Hin- 
weis auf frühere Entscheidungen zugun- 
sten der AEG zu Subventionen aus 
Steuermitteln drängen zu wollen. Die 
Bürgschaft für die AEG wurde von der 
Regierung Schmidt erteilt. Sie war im üb- 
rigen an harte Auflagen für den Eigentü- 
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mer gebunden und hat nicht zu Zahlun- 
gen aus Steuermitteln geführt. 
Eine klare, vorbehaltlose Entscheidung 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes für 
die Zuführung der erforderlichen Eigen- 
mittel an die Neue Heimat wird die Vor- 
aussetzung für weiterführende Gespräche 
mit anderen Beteiligten sein. Die Bundes- 
regierung wird keine Subventionen aus 
Steuermitteln zur Verfügung stellen. Sie 
würde sich nach Vorlage eines überzeu- 
genden Sanierungskonzepts einer Erörte- 
rung, ob dieses Konzept im Interesse der 
Mieter durch begleitende Ermessensent- 
scheidungen der öffentlichen Hände flan- 
kiert werden kann, nicht versagen. 

Schuldlos im Abseits 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat eine De- 
legation des gemeinnützigen Vereins zur 
Unterstützung von Kriminalitätsopfern 
und zur Verhütung von Straftaten e.V. 

Weißer Ring empfangen. Dabei über- 
reichte der Vorsitzende, Eduard Zimmer- 
mann, dem Bundeskanzler einen Erfah- 
rungsbericht zur Lage der Kriminalitäts- 
opfer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Der Bericht unter dem Titel 
„Schuldlos im Abseits" dokumentiert das 
bisher mehr als achtjährige Wirken des 
Weißen Ringes für Opfer von Straftaten; 
er schildet die Erfahrungen des Vereins, 
die er bei seiner Hilfe für viele Menschen 
gewonnen hat. Nachdem jahrelang der 
Täter und dessen Resozialisierung im 
Blickfeld der Kriminalpolitik gestanden 
habe, sei eine Bewußtseinsveränderung 
nötig: Die Aufmerksamkeit müsse mehr 
auf die Opfer von Straftaten gerichtet 
werden. Der Bundeskanzler würdigte die 
engagierte Arbeit des Weißen Ringes. Es 
handele sich dabei um eine im besten Sin- 
ne soziale Tat und um einen Beweis für 
die positiven Wirkungen von Bürger-In- 
itiativen". 

Bundeskanzler sprach 
mit führenden Mittelständlern 
Zu einem ausführlichen Meinungsaus- 
tausch empfing Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl den geschäftsführenden 
Bundesvorstand der Mittelstandsverei- 
nigung von CDU/CSU unter Vorsitz 
von Gerhard Zeitel. Übereinstimmend 
wurde festgestellt: Die feste Veranke- 
rung des Mittelstandes in unserer 
Gesellschaft ist ein zentrales Ziel der 
Politik der Bundesregierung. 

Nachdem in der 10. Legislaturperiode 
Aufgaben der Konsolidierung Vorrang 
haben mußten, wird eine von der Union 
geführte Bundesregierung — ähnlich wie 
in der Familienpolitik — einen deutli- 
chen Akzent künftig auch in der Mittel- 
standspolitik setzen. Zu den vordringli- 

chen Autgaben der nächsten Jahre gehö- 
ren die umfassende Steuerreform, die Re- 
form des Gesundheitswesens mit dem 
Ziel der Begrenzung der Lohnnebenko- 
sten und die Rentenreform. 
Im Mittelpunkt des Gesprächs standen 
u.a. die Fragen der Steuerreform und der 
Begrenzung der Konzentrationsentwick- 
lung in der Wirtschaft. Hierzu wurden ne- 
ben der Weiterentwicklung des Wettbe- 
werbsrechtes vor allem Maßnahmen zur 
deutlichen Verbesserung der Eigenkapi- 
talbasis mittelständischer Unternehmen 
angesprochen. Die Mittelstandsvereini- 
gung wird ihre Vorstellungen zur Mittel- 
standspolitik im Laufe des Jahres in die 
Diskussion um das Wahlprogramm der 
Union einbringen. 
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Soziale Marktwirtschaft - der 
richtige Weg zu neuen Arbeitsplätzen 
Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förde- 
rung der/Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft hat die Bundesre- 
gierung am 30. Januar 1986 den Jah- 
reswirtschaftsbericht 1986 vorgestellt, 
mit dem die Wirtschaft gesamtwirt- 
schaftliche Orientierungsdaten für 
1986 erhält. 

Der neue Jahreswirtschaftsbericht ist ein 
überzeugendes Dokument wirtschaftspo- 
litischer Klarheit und Verläßlichkeit. Er 
belegt eindrucksvoll die wirtschaftlichen 
Erfolge, die seit dem Regierungswechsel 
im Oktober 1982 erzielt worden sind: 
B Der wirtschaftliche Aufschwung in der 
Bundesrepublik Deutschland hat deutlich 
an Kraft gewonnen; er geht nunmehr in 
sein viertes Jahr. 
B Die Lage der deutschen Wirtschaft hat 
sich fühlbar verbessert. Vor allem ist der 
Anspruch des Bürgers auf stabilen Geld- 
Wert inzwischen weitgehend erfüllt. 
B Die Staatsfinanzen sind wieder geord- 
net. Die Haushaltsdefizite wurden deut- 
lich verringert. 
B Die Zahl der Existenzgründungen 
nimmt zu. 
Die Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung ist auf dem richtigen Kurs: Die 
marktwirtschaftliche Neuorientierung 
trägt Früchte. Nicht dirigistische Maß- 
nahmen mit kurzfristigen Scheinerfolgen, 
sondern nur eine grundlegende Erneue- 
rung der Sozialen Marktwirtschaft und 
die Verbesserung der gesamtwirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen bieten Ge- 
währ dafür, daß die deutsche Wirtschaft 
die gegenwärtigen Probleme schrittweise 
'öst und die Herausforderungen einer 
modernen Industriegesellschaft und des 

internationalen Wettbewerbs auf Dauer 
erfolgreich bestehen kann. 
Der Jahreswirtschaftsbericht bestätigt ein- 
deutig, daß der Aufschwung nicht am Ar- 
beitsmarkt vorbeigeht. Die Zahl der Be- 
schäftigten wird 1986 noch stärker zuneh- 
men als 1985, und die Zahl der Arbeitslo- 
sen wird trotz der demografischen Entwick- 
lung und des geänderten Erwerbsverhaltens 
von Frauen zurückgehen. 
Die Bundesregierung erwartet für 1986 
folgende wirtschaftliche Entwicklung: 
• Das Bruttosozialprodukt wird im Jah- 
resdurchschnitt real um drei Prozent zu- 
nehmen. Das ist die stärkste Zunahme 
seit sechs Jahren. 
• Die Preise sind stabil wie in den sech- 
ziger Jahren. Sie werden 1986 nur noch 
um rund 1,5 Prozent steigen. 
• Die Zahl der Beschäftigten nimmt wei- 
ter zu — in diesem Jahr um rund 300000. 
Schon 1985 waren über 200000 neue Ar- 
beitsplätze geschaffen worden. 
• Aufgrund der am 1. Januar 1986 in 
Kraft getretenen Steuerentlastung und 
der guten wirtschaftlichen Entwicklung 
werden die Nettolöhne und -gehälter in 
diesem Jahr um 5,5 Prozent wachsen. 
• Die Investitionen werden kräftig er- 
höht. Für 1986 ist mit einem nominalen 
Anstieg der Anlage-Investitionen von sie- 
ben bis acht Prozent (nach 0,9 Prozent im 
Vorjahr) zu rechnen. 
Die Rückbesinnung auf die Grundlagen 
der Sozialen Marktwirtschaft hat die Vor- 
aussetzungen für die nachhaltige Verbes- 
serung der gesamtwirtschaftlichen Situa- 
tion geschaffen. Die Bürger erkennen, 
daß nur eine solide Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik ein stetiges und dauer- 
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haftes Wachstum sichern kann und damit 
auch die Grundlage für neue, zukunftssi- 
chere Arbeitsplätze ist. 
Die Regierung Helmut Kohl ist auf dem 
richtigen Weg: Wirtschaftlicher Auf- 
schwung, neue Arbeitsplätze, geordneter 
Haushalt, stabile Preise, sichere Renten — 
das ist Politik für alle Bürger. 

Im Zeichen der sozialen 
Marktwirtschaft 
Auf ein aktives und erfolgreiches Jahr 
konnte der Vorsitzende der Ludwig-Er- 
hard-Stiftung, Dr. Karl Hohmann, zu- 
rückblicken. Insgesamt vier Symposien 
hat die Stiftung 1985 veranstaltet; zum 
Jahreswechsel sind fünf Publikationen er- 
schienen. Vor nunmehr 19 Jahren wurde 
die Stiftung von Ludwig Erhard gegrün- 
det. Sie ist von Parteien und Verbänden 
unabhängig. Ihre Aufgaben sind vielfäl- 
tig. Neben dem Anliegen, das Ideengut 
Erhards lebendig zu erhalten, arbeitet sie 

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Norbert Blüm: Vorboten des Frühlings 

daran, daß das System der Sozialen 
Marktwirtschaft auch mit neuen Aufga- 
ben fertig wird. Entsprechend vielseitig 
sind ihre Themen. Die Symposien des 
vergangenen Jahres haben sich mit Ent- 
wicklungspolitik, Arbeitslosigkeit, der 
Zukunft der Europäischen Gemeinschaft 
und mit dem Verhältnis der Jugend zur 
Sozialen Marktwirtschaft beschäftigt. 

Arbeitslosigkeit von 
Fachkräften 
zurückgegangen 
Die Arbeitslosigkeit beruflich qualifizier- 
ter Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
ist zurückgegangen. Die Zahl der arbeits- 
losen Facharbeiter lag Ende September 
1985 mit 386900 um 17900 niedriger als 
ein Jahr zuvor. Der Bestand an Arbeitslo- 
sen in gehobenen Angestelltenberufen 
unterschritt mit 496 100 den Stand von 
September 1984 um 24 100. 

Zu den neuen Arbeitsmarktzahlen er- 
klärt Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm: Der Arbeitsmarkt hat dem 
Winter Tribut zahlen müssen. Aber in 
den Hauptdaten der Arbeitsmarktsta- 
tistik stecken Vorboten des Frühlings. 
Gegenüber Januar 1985 haben im Januar 
1986 abgenommen: 
• die Zahl der Arbeitslos- 
meldungen: —6,1% 
• die Zahl der Arbeitslosen:        —1,1% 
• die Zahl der Kurzarbeiter:      —43,5% 
Gegenüber Januar 1985 haben im Januar 
1986 zugenommen: 
• die Zahl der offenen Stellen:  +39,3% 
• die Zahl der Arbeits- 
vermittlungen: + 4,7% 

• die Zahl der Teilnehmer 
an Maßnahmen der beruflichen 
Bildung (12/85): +10,9"" 
• die Zahl der 
ABM-Beschäftigten: +29,7% 

Die beste Nachricht: Ende 1985 waren ei- 
ne viertel Million Menschen mehr in Ar- 
beit als im gleichen Zeitraum des Vorjah- 
res. 

Aber: Seit 1983 ist das Erwerbspersonen- 
potential um fast 800000 Menschen ge- 
wachsen. Deshalb kommt der Abbau der 
Arbeitslosigkeit nicht schnell genug vor- 
ran. Und: Mitzunehmendem Beschäfti- 
gungsoptimismus melden sich mehr Men- 
schen aus der „stillen Reserve" zurück an 
den Arbeitsmarkt. 
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Fraktion beschließt Verbesserung 
zum Schutz des ungeborenen Kindes 
Nachdem bereits am 20. Dezember 
1985 der Deutsche Bundesrat eine 
Entschließung zum Schutz des ungebo- 
renen Lebens verabschiedet hatte, hat 
am 28. Januar 1986 auch die CDU/ 
CSU-Fraktion im Deutschen Bundes- 
tag einen Beschluß zur Verbesserung 
des Schutzes des ungeborenen Kindes 
gefaßt. Der Beschluß hat folgenden 
Wortlaut: 
1. Die CDU/CSU-Fraktion stellt mit Sor- 
ge fest, daß 1984 bei 529000 Geburten 
deutscher Kinder schätzungsweise über 
200000 Schwangerschaftsabbrüche bei 
den gesetzlichen Krankenkassen abge- 
rechnet wurden. Obwohl das Gesetz 
zwingend die anonyme Meldung der 
Schwangerschaftsabbrüche beim Statisti- 
schen Bundesamt vorschreibt, wurden 
nur 86298 Schwangerschaftsabbrüche ge- 
meldet. 
Über 83,3 Prozent aller statistisch erfaß- 
ten Abbruche werden unter Hinweis auf 
eine „sonstige schwere Notlage" begrün- 
det. Der außerordentlich starke Anteil 
der Notlagenindikation ist in hohem Ma- 
ße bedrückend. 
Die CDU/CSU-Fraktion ist der Auffas- 
sung, daß alles getan werden muß, um zu 
verhindern, daß Frauen in eine Notlage 
geraten, wenn sie ein Kind erwarten. Sie 
^eist daraufhin, daß das Recht auf Le- 
ben auch dem Kind im Mutterleib unein- 
geschränkt zukommt. Ungeborene und 
geborene Kinder sind gleichwertig und 
stehen gleichermaßen unter dem Schutz 
der Verfassung. Das Bundesverfassungs- 
gericht sagt in seiner Entscheidung vom 
25. Februar 1975: 
®as Recht auf Leben wird jedem gewähr- 
est et, der „lebt"; zwischen einzelnen Ab- 

schnitten des sich entwickelnden Lebens 
vor der Geburt oder zwischen ungeborenem 
und geborenem Leben kann hier kein Un- 
terschied gemacht werden. „Jeder" im Sin- 
ne des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ist „jeder 
Lebende", anders ausgedrückt:jedes Le- 
ben besitzende menschliche Individuum; 
„jeder" ist daher auch das noch ungebore- 
ne menschliche Wesen. 
Die Wertordnung des Grundgesetzes 
mißbilligt daher grundsätzlich den 
Schwangerschaftsabbruch und fordert 
vom Staat, sich schützend und fördernd 
vor das ungeborene Kind zu stellen. Viele 
Menschen fühlen sich in ihrem Gewissen 
bedrängt, weil nach ihrer Auffassung die 
Praxis des Schwangerschaftsabbruches 
mit diesen Grundsätzen nicht überein- 
stimmt. 
2. Angesichts der Vielzahl der auf die 
Notlagenindikation gestützten Schwan- 
gerschaftsabbrüche hält es die CDU/ 
CSU-Fraktion für notwendig, auf der ei- 
nen Seite die uneingeschränkte Beach- 
tung der gesetzlichen Regelungen sicher- 
zustellen und auf der anderen Seite durch 
konkrete soziale und familienpolitische 
Maßnahmen ein kinder- und familien- 
freundliches Umfeld in der Gesellschaft 
zu schaffen und den Schutz des ungebo- 
renen Kindes zu verstärken. 
Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt daher 
die umfassende Verbesserung des Fami- 
lienlastenausgleiches mit einem Gesamt- 
volumen von über 10 Mrd. DM jährlich. 
Eine Politik für Familien und Alleinerzie- 
hende ist eine entscheidende Vorausset- 
zung für den Schutz des ungeborenen 
Kindes. 
Im Erziehungsgeld, im Erziehungsurlaub 
mit Beschäftigungsgarantie, in der Aner- 
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kennung von Erziehungsjahren, in der 
Errichtung einer Bundesstiftung Mutter 
und Kind, im Kindergeidzuschlag und in 
den steuerlichen Erleichterungen für Fa- 
milien und Alleinerziehende sieht die 
CDU/CSU-Fraktion einen wichtigen 
Beitrag für die soziale Sicherheit der 
Mütter und den Schutz des ungeborenen 
Kindes. Diese neuen und grundlegenden 
bundespolitischen Gesetze werden dazu 
beitragen, daß keine Frau in eine soziale 
und finanzielle Bedrängnis gerät, weil sie 
ein Kind zur Welt bringt. 
Nach Auffassung der CDU/CSU-Frak- 
tion sind zusätzliche Verbesserungen in 
den nächsten Jahren auf Bundesebene 
anzustreben. Vordringlich sind dabei eine 
Verlängerung des Erziehungsgeldes und 
eine weitere Aufstockung der Mittel der 
Bundesstiftung Mutter und Kind. 
3. Nach Auffassung der CDU/CSU- 
Fraktion müssen auch die Länder alle 
Möglichkeiten für einen wirksamen 
Schutz des ungeborenen Kindes aus- 
schöpfen. Besonders die sozialen Hilfen 
für werdende Mütter und Familien müs- 
sen weiter verstärkt und das Verfahren 
zur Beratung der Schwangeren verbessert 
werden. Die wirtschaftlichen Hilfen der 
Länder sollten vor allem kinderreichen 
Familien und alleinerziehenden Eltern 
zugute kommen. Für diese Hilfen kom- 
men in erster Linie in Betracht: 
a) Ein zeitlich beschränktes und vom Ein- 
kommen abhängiges Erziehungsgeld im 
Anschluß an das Erziehungsgeld des 
Bundes oder andere entsprechende fami- 
lienpolitische Leistungen. 
b) Die in vielen Ländern schon vorhande- 
nen Länderstiftungen für „Familien in 
Not" und „Mutter und Kind" sollten in 
allen Bundesländern errichtet und — in 
Ergänzung der Bundesstiftung „Mutter 
und Kind — Schutz des ungeborenen Le- 
bens" — finanziell noch besser ausgestat- 
tet werden. 

c) Von den Kinderkrippen über die Kin- 
dergärten bis zu den Sozialstationen kön- 
nen Länder und Kommunen einen ent- 
scheidenden Beitrag für eine kinder- und 
familienfreundliche Gesellschaft leisten. 
4. Die CDU/CSU-Fraktion fordert in 
Übereinstimmung mit dem Deutschen 
Ärztetag die Verantwortlichen, vor allem 
die Ärzte auf, dafür Sorge zu tragen, daß 
das geltende Recht eingehalten wird. Er 
hält es für notwendig, daß Mißbräuche 
der gesetzlichen Bestimmungen beseitigt 
und das Verfahren zur Beratung der 
Schwangeren verbessert werden, um so 
die Praxis zugunsten des Schutzes des un- 
geborenen Kindes zu verändern. 
Die Bundesregierung, der Gesetzgeber, 
die Standesvertretungen der Ärzte und 
die Selbstverwaltungsorgane der Sozial- 
versicherung sind aufgerufen, den Schutz 
des ungeborenen Kindes in ihrem Verant- 
wortungsbereich zu verbessern. 
a) Es muß darauf hingewirkt werden, daß 
die vor jedem Schwangerschaftsabbruch 
zu treffende Feststellung über das Vorlie- 
gen der Abbruchsvoraussetzungen von 
dem die Indikation feststellenden Arzt 
unter Abwägung aller für die Entschei- 
dung maßgebenden Umstände des Ein- 
zelfalls eingehend schriftlich begründet 
wird. 
b) Der Arzt, der den Abbruch vornimmt, 
hat — nach geltendem Recht — die Ab- 
bruchsvoraussetzungen selbst zu prüfen. 
Er hat sich daher selber ein Urteil zu bil- 
den, ob die Indikationsvoraussetzungen 
gegeben sind. 
c) Die Ärzte sollen, soweit sie beraten 
oder die Indikation feststellen, verpflich- 
tet werden, an Fortbildungsmaßnahmen 
zum Schutz des ungeborenen Kindes teil- 
zunehmen. 
d) Trotz der gesetzlichen Meldepflicht für 
den Arzt werden weit weniger Schwan- 
gerschaftsabbrüche dem Statistischen 
Bundesamt gemeldet als tatsächlich bei 



SCHUTZ DES UNGEBORENEN KINDES UiD5  •  Seite 29 

den Krankenkassen abgerechnet werden. 
Diese Mißachtung des Rechts darf nicht 
Weiter hingenommen werden. Deshalb ist 
die Erfüllung der anonymen Melde- 
pflicht an das Statistische Bundesamt, die 
auch dem Schutz des ungeborenen Kin- 
des dient, in Zusammenhang mit der Er- 
stattung des ärztlichen Honorars für den 
Schwangerschaftsabbruch und der Wirk- 
samkeit der bestehenden gesetzlichen Er- 
zwingung zu sehen. 
e) Es ist sicherzustellen, daß in allen Län- 
dern 
— Beratungsstellen nur dann eine staatli- 
che Anerkennung und Förderung erhal- 
ten, wenn sie, entsprechend der Grund- 
satzentscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes vom 25. Februar 1975, zugun- 
sten des Lebens beraten; 
— die Berater über eine besondere Sach- 
kunde verfügen; 
— die Beratung vor der Indikationsstel- 
'ung erfolgt; 
— Beratung und Indikationsstellung per- 
sonell und räumlich getrennt erfolgen, 
insbesondere die Indikationen nicht von 
Ärzten festgestellt werden, welche die ge- 
setzlich vorgesehene soziale Beratung 
vorgenommen haben. 
5. Der Schutz des ungeborenen Kindes 
erfordert vor allem eine Bewußtseinsän- 
derung in der Bevölkerung. Jeder Bürger 
niuß von der vollen Menschenwürde 
auch des noch nicht geborenen Kindes 
überzeugt sein. Das ungeborene Kind ist 
die schutzbedürftigste Form des mensch- 
•ichen Lebens und bedarf daher der be- 
sonderen Fürsorge und Hilfe jedes einzel- 
nen, der Gesellschaft und des Staates. 
Dabei kommt auch den Männern eine be- 
sondere Verantwortung zu. 
Die CDU/CSU-Fraktion fordert die 
Bundesregierung und die Länder auf, 
durch verstärkte Aufklärung und Infor- 
mation das Wertbewußtsein in diesem 
Sinne zu stärken. 

Geißler: Wahl in Holland 
wirkt sich auf Europa aus 
Auf dem Wahlkampfkongreß der hollän- 
dischen Christdemokraten (CDA) für die 
am 21. Mai anstehende Parlamentsneu- 
wahl kam CDU-Generalsekretär Heiner 
Geißler, einer der zahlreichen ausländi- 
schen Ehrengäste und im Namen von 
Helmut Kohl sprechend, mit seinem 
Grußwort gut an. Geißler wurde mehr- 
mals von donnerndem Applaus unterbro- 
chen, der immer dann einsetzte, wenn der 
CDU-Politiker den wichtigsten parteipo- 
litischen Gegner der Christdemokraten, 
die Sozialisten angriff und die Werte 
westlicher Demokratien gegenüber den 
kommunistischen Diktaturen hervorhob. 
So als er vor einer „kollektive Depressio- 
nen verbreitenden Politik der Zukunfts- 
angst" warnte, an den Leistungswillen ap- 
pellierte und Probleme technischer Inno- 
vationen umriß. Es sei eben kein Zufall, 
daß ausgerechnet die Länder in Europa, 
die von christdemokratischen Regierun- 
gen geführt würden, wirtschaftlich am be- 
sten dastünden. Holland, Deutschland 
und Belgien gehörten dazu. Die bevorste- 
hende Parlamentsneuwahl in den Nieder- 
landen sei daher von größter europäi- 
scher Bedeutung und habe auch Wirkung 
auf andere EG-Länder. 

Zustrom von Asylanten 
über Ost-Berlin hält an 
Der Zustrom von Asylsuchenden vor al- 
lem aus Asien über die DDR in die Bun- 
desrepublik bereitet der Bundesregierung 
weiterhin große Sorgen. Der Parlamenta- 
rische Staatssekretär im Bundesinnenmi- 
nisterium, Carl-Dieter Spranger (CSU), 
teilte mit, daß bis November vergangenen 
Jahres rund 35 000 solcher Asylsuchen- 
den über Ost-Berlin in der Bundesrepu- 
blik eingetroffen seien. 
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Walter Wallmann führt die hessische 
CDU in den Landtagswahlkampf 
Mit einer gesunden Portion Optimis- 
mus geht die CDU Hessen in die 
Wahlkämpfe 1987. Bei der Bundes- 
tagswahl will die Union in Hessen al- 
les unternehmen, damit die erfolgrei- 
che Politik von Bundeskanzler Helmut 
Kohl fortgesetzt werden kann. 

Für die Landtagswahl im September 1987 
gilt: „Wir wollen die rot-grüne Politik der 
Verweigerung, der ideologischen Verblen- 
dung, der Bundesuntreue und der Unkal- 
kulierbarkeit durch unsere Politik der 
Stetigkeit, der Sachlichkeit, der Bürgernä- 
he, der Offenheit und der Toleranz ablö- 
sen", sagte der mit überwältigender 
Mehrheit wiedergewählte Landesvorsit- 
zende der CDU Hessen, Oberbürgermei- 
ster Walter Wallmann. „Wir wollen und 
wir werden uns wiederholen, was wir ver- 
loren haben, und wir wollen noch mehr 
erreichen", betonte Wallmann in seiner 
Rede, die mehrmals von langanhalten- 
dem Beifall der Delegierten unterbrochen 
wurde. 

Wallmann, der in seiner Rede die Erfolge 
der Bundesregierung hervorhob, kündigte 
an, daß er bereit sei, 1987 als Spitzenkan- 
didat der CDU für die Landtagswahlen 
zur Verfügung zu stehen. Wenn die Partei 
das wolle, dann sei er bereit, die hessi- 
sche Union in den Wahlkampf 1987 zu 
führen „und mit aller Kraft um das Amt 
des Ministerpräsidenten unseres Hessen- 
landes zu kämpfen". 

Von der hessischen Landesregierung 
sprach Wallmann als einer Koalition des 
Machterhalts aus purem Opportunismus. 
Die SPD habe ihre Regierungsunfähjg- 
keit unter Beweis gestellt und sich als ei- 
ne Partei der Unzuverlässigkeit und der 

Unberechenbarkeit erwiesen. Die rot-grü- 
ne Koalition betreibe eine Politik, die die 
Zukunft des Landes gefährde, betonte 
der Landesvorsitzende. 

Bei der Neuwahl des Landesvorstandes 
erhielt Wallmann über 97 Prozent der De- 
legiertenstimmen. Von 441 Stimmen ent- 
fielen 428 auf die Wiederwahl Wall- 
manns, lediglich 13 Nein-Stimmen gab 
es. Bei den stellvertretenden Landesvor- 
sitzenden wurden der Vorsitzende der 
CDU-Fraktion im hessischen Landtag, 
Gottfried Milde (407 Stimmen), der Bun- 
destagsabgeordnete Otto Zink (399 Stim- 
men), der Landtagsabgeordnete Karl- 
heinz Koch (392 Stimmen) und der Bun- 
despostminister Christian Schwarz-Schil- 
ling (375 Stimmen) wiedergewählt. Nach- 
folgerin für die nicht wieder kandidieren- 
de Erna-Maria Geier wurde die Land- 
tagsabgeordnete Otti Geschka (387 Stim- 
men). 

Eindrucksvoll das Ergebnis von Bundes- 
forschungsminister Heinz Riesenhuber 
bei der Wahl zweier weiterer Präsidiums- 
mitglieder. Von 425 gültigen Stimmen er- 
hielt Riesenhuber 424. Richard Westerna- 
cher wurde mit 385 Stimmen ebenfalls 
wiedergewählt. Schatzmeister bleibt Prinz 
Wittgenstein. Als Beisitzer gehören dem 
Landesvorstand an: Karlheinz Trageser, 
Bernhard Sälzer, Bernhard Jagoda, Rein- 
hold Stanitzek, Hannelore Roensch, Ri- 
chard Bayha, Hans-Joachim Jentsch, 
Hartmut Nassauer, Christian Lenzer, Vol- 
ker Bouffier, Fritz Kramer, Wolfgang 
Ibel, Wolfram Brück, Klaus Lippold, 
Günter Dietz, Antonie Steinmaeyer, Jür- 
gen Banzer und Walter Korn. (In der Rei- 
henfolge der erzielten Stimmen.) 
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Neue Technologien in der Anwendung 
Fachkongreß der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung veranstal- 
tet vom 10. bis 11. März 1986 einen Fach- 
kongreß zum Thema: „Neue Informations- 
und Kommunikationstechnologien in der 
Anwendung." Der Kongreß mit drei Foren 
wird in direkter zeitlicher und räumlicher 
Verbindung zur Hannover-Messe „CeBIT 
86" auf dem Messegelände stattfinden. 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung schließt 
damit an den Fachkongreß „Neue Me- 
dien" an, der in Verbindung mit der 
Funkausstellung 1983 in Berlin veranstal- 
tet wurde. Mit dem Kongreß in Hannover 
sollen hochrangige Vertreter aus Politik, 
Wissenschaft, Wirtschaft, Gewerkschaf- 

ten und öffentlicher Verwaltung Gelegen- 
heit bekommen, Stellung zu nehmen und 
zu diskutieren. Unter anderem werden 
verschiedene Bundesminister zum Thema 
sprechen. 

Während bisher auf Messen und Infor- 
mationsveranstaltungen der Schwerpunkt 
in der Darstellung von technischen Syste- 
men überwog, wird die Konrad-Adenau- 
er-Stiftung ein neues messedidaktisches 
Konzept verwirklichen. Der Kongreß und 
ein anschließendes Anwender-Centrum 
in Halle 15 informieren über Anwen- 
dungsmöglichkeiten, Erfahrungen und 
Auswirkungen der neuen Informations- 
und Kommunikationstechnologien. Sie 
geben Anwendern Gelegenheit, mit An- 
wendern Erfahrungen auszutauschen. 

24.2. OMVBund 
Vorstand, Bonn 

28.2. LV Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

2. 3. Kommunalwahl Schleswig-Holstein 
3. 3. LVSchleswig-Holstein 

Landesvorstandssitzung, Kiel 
3.3. CDU Präsidium 

Sitzung, Bonn 
3. 3. CDU Bundesvorstand 

Sitzung, Bonn 
4.3. LV Rheinland-Pfalz 

Landesvorstand, Mainz 
7.3. BVNordwürttemberg 

Vorstand, Stuttgart 
7. 3. CDA Rheinland 

Vorstand, Mülheim/Ruhr 
7. 3. CDA Schleswig-Holstein 

5. norddt. Vorständekonferenz, 
Hamburg 

8. 3. CDA Rheinland 
Hauptversammlung, 
Mülheim/Ruhr 

8.3. LV Schleswig-Holstein 
Landesausschußsitzung, Kiel 

12. 3. Junge Union Baden- Württemberg 
Vorstand, Tuttlingen 

12.3. MIT Rheinland 
Landestagung, Stolberg 

23.Z29.3. Exil-CDU 
Berlin-Seminar, Berlin 

10./12. 4. 

14.4. 

18./20. 4. 

19.4. 

19.4. 

25.4. 

26.4. 

26.4. 

29.4. 

2.5. 

2.5. 

9./10. 5. 

Europäische Volkspartei 
6. EVP-Kongreß, Den Haag 
CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 
EAK der CDU/CSU 
27. Bundestagung, Eilenriede. 
Halle Hannover 
Frauen Vereinigung 
Schleswig- Holstein 
Delegiertentag, Büsum. 
Kurgastzentrum 
BV Südbaden 
Bezirksparteitag, Freiburg 
B V Nordwürttemberg 
Vorstandssitzung, Crailsheim 
L V Baden- Württemberg 
Landesmittelstandstag, 
Bad Krozingen 
CDU Westfalen-Lippe 
44. Landesparteitag, 
Verl-Kaunitz 
LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand. Mainz 
OMVBund 
Deutschlandpolitische Tagung, 
Braunschweig, Stadthalle 
OMVBund 
Vorstand. Braunschweig 
MIT Bund 
31. Bundeskongreß, Nürnberg. 
Frankenlandhalle 



Jetzt reicht's! 
Der DGB überzieht 

Warum inszenieren sie einen 
gewaltigen Propaganda-Aufwand 
und Arbeitsniederlegungen? Sie 
haben keine stichhaltigen 
Argumente und arbeiten mit Halb- 
Wahrheiten und falschen Behaup- 
tungen. 
Wer sagt, es geht um das Streik- 
recht, der täuscht die Bürger. 
Darum geht es wirklich: 
• Der Staat muß in Arbeits- 
kämpfen neutral bleiben. 
• Das Geld der Bundesanstalt für 
Arbeit ist für die Arbeitslosen 
bestimmt und weder das Geld der 
Gewerkschaften noch der Arbeit- 
geber. 
DGB-Funktionäre, hört auf mit der 
totalen Konfrontation, nacht endlich 
konkrete Vorschläge! 
Immer mehr Menschen anerken- 
nen die Politik der Bundesregie- 

rung. Der Aufschwung läuft, unser 
Land ist auf einem Erfolgskurs 
mit und für alle Bürger. Hundert- 
tausende neuer Arbeitsplätze, 
wachsendes Einkommen und sta- 
bile Preise, florierende Wirtschaft 
und solide Finanzen, zehn 
Milliarden Mark für die Familien, 
sichere Renten. 
Diese Erfolge haben wir alle 
gemeinsam erreicht. Sie dürfen 
jetzt nicht gefährdet werden. 

„Das Geld in der Nürnberger 
Kasse ist weder das Geld der 
Gewerkschaften noch das Geld 
des Arbeitgeberverbandes. Des- 
halb kann es im Arbeitskampf 
weder für die eine noch für die 
andere Seite eingesetzt werden." 

Norbert Blüm vor dem 
Deutschen Bundestag 

Wir wollen Partnerschaft - nicht Klassenkampf 

CDU 
Mf'.usjrDe •   CDU -Büro, »o"'-'»"«»'«1 ' 
Ko-i'is «MMuii-Kn,!    5300 Bonn 1    Nr US 

Isicher 
sozial 
undfrei 
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pie neue Partnerschaft 
von Mann und Frau 
Wahlfreiheit und Gleichberechtigung in Beruf, 
Familie und Gesellschaft 

"Ich bin der Meinung, wenn wir über Frauenfragen und die Durchsetzung der 
Gleichberechtigung sprechen, müssen wir uns in erster Linie an die Männer 
Senden; denn es ist ja nicht so, daß die Frauen Defizite abbauen müßten, 
sondern die Männer müssen Defizite abbauen." 
(Heiner Geißler auf dem „Frauenparteitag" in Essen 1985) 
Alle Gliederungen der Partei sind aufgefordert, die neue Frauenpolitik in 
Veranstaltungen aufzugreifen und die Leitsätze kontinuierlich in praktische 
Politik umzusetzen. 
Öer Aktionsleitfaden „Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft" leistet 
Wertvolle Hilfestellungen bei der Umsetzung der Essener Leitsätze von der 
Theorie in die Praxis. 

Die neue 
Partnerschaft 

Frauen 
inBeruJL 
Familieund 
Gesellschaft 

CDU 
sicher 

Aktionsleitfaden 
„Frauen in Beruf, Familie 
und Gesellschaft" 
Anregungen zur Arbeit mit den 
Essener Leitsätzen. 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,15 DM 
Bestellnummer 3696 

Beschluß des 
33. Bundesparteitages der 
CDU in Essen 1985 
Diese Broschüre gibt den Originalwort- 
laut der beschlossenen Leitsätze wieder. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 21,50 DM 
Bestell-Nr.: 5708 
Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum, Postfach 13 28 
4804 Versmold 
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Aus der Praxis 
für die Praxis 
Die Palette der praktischen Beispiele 
reicht vom offenen Frauenparteitag auf 
allen politischen Ebenen über die gezielte 
Aktion „Info-Börse" für Jungen- und 
Mädchenberufe bis zum privaten Enga- 
gement des einzelnen CDU-Mitglieds für 
die Idee der neuen Partnerschaft. 

Zwei Beispiele aus den Verbänden sind 
zur Nachahmung empfohlen: 

Umfrage zum Thema 
„Neue Partnerschaft" — Hamburger 
an der Seite der Frauen — 

Die Frauenvereinigung der Hamburger 
CDU hat eine großangelegte Bürgerbe- 
fragung zu den Essener Leitsätzen im 
Stadtzentrum durchgeführt. 40 CDU- 
Frauen und zwei junge Männer der Jun- 
gen Union haben eine Woche lang über 
750 Hamburger Bürger befragt. Darunter 
Schüler und Studenten, Hausfrauen/ 
Hausmänner, Berufstätige und Arbeitslo- 
se und Rentner. Sie wurden im persönli- 
chen Gespräch zur Frauen- und Fami- 
lienpolitik der CDU informiert und um 
ihr Urteil gebeten. 
Fazit: Die Resonanz war bei Fragestel- 
lern und Befragten sehr gut. CDU-Mit- 
glieder, die dabei waren, wollen die er- 
folgreiche Aktion in Zukunft in ihren 
Kreis- und Ortsverbänden ebenfalls 
durchführen. 

In der Bildmitte die Landesvorsitzende der CDU-Frauenvereinigung Hamburg, Eleonore Rudolp 
im Gespräch mit einem Passanten. 
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Positive 
Frauenpolitik in 
Frankfurt 
Die CDU-Frauenvereinigung freut sich, 
daß die größte CDU-regierte Stadt in 
Hessen so schnell ein zentrales Anliegen 
des Essener Parteitages aufgegriffen und 
umgesetzt hat. Die Stadt Frankfurt hat ei- 
ne Gleichstellungsstelle. 
Nach maßlosen Anträgen und Querelen 
von SPD und Grünen, die den Anschein 
erweckten, als hätten sie jedes Ziel aus 
den Augen verloren, schlug die CDU- 
Stadtverordnete Petra Roth vor, eine 
Gleichstellungsstelle einzurichten. 
Diese soll: 
• Benachteiligungen aufspüren, 
• die Benachteiligung abbauen, Verän- 
derungen vorschlagen und ausarbeiten, 
• Personalplanung vermehrt auf Frauen 
ausrichten, 
• Gründe analysieren, warum Frauen 
vermehrt den Arbeitsplatz wechseln, 
• Vorbild sein für große Unternehmen, 
Gewerkschaften und Kammern, 
• Baustein sein im Gebäude der bewähr- 
ten frauenfördernden Politik der Stadt 
Prankfurt. 

Die Informationsmaterialien für öffent- 
«ichkeitswirksame Aktionen: 

Zeitung CDU extra 
»Wir wollen die neue 
Partnerschaft von Mann 
«nd Frau" 
Als Massenverteilmittel für die Haushalte 
Und für Ihre Canvassing-Aktionen doku- 

H%^ 

B§*ft \Äf extra • Bag 

«gfe Wir wollen die neue 
Partnerschaft von Mann und Frau: 

Gemeinsam 

mentiert die Zeitung den Verlauf des Par- 
teitages und die Ergebnisse der CDU- 
Frauenpolitik. 
Mindestabnahme: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 34,— DM 
Bestellnummer: 2645 

Videofilm: 
„Die neue Partnerschaft" 
Unter sachkundiger Moderation können 
Sie sich in einem 25minütigen Film ein 
gutes Bild über den Essener Frauenpar- 
teitag machen. 
Eine ideale Möglichkeit, um Diskussions- 
veranstaltungen einzuleiten. 
Bestell-Nr.: VHS 4637 
Bestell-Nr.: Beta 4638 
Bestell-Nr.: Video 2000 4639 
Mindestabnahme: 1 Exemplar 
Preis: 19,80 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Wir in 
der CDU 

Für       j 
Deutschland 
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